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Beschluss  

der  Konferenz der IT -Beauftragten der Ressorts  

vom 26. April 2021  

 

Digitale Souveränität  

der IT der öffentlichen Verwaltung  
 

1. Mit der „Strategie zur Stärkung der Digitalen Souveränität für die IT der Öffentlichen 

Verwaltung“ haben Bund, Länder und Kommunen einvernehmlich strategische Ziele, 

Lösungsansätze und Maßnahmen zur Stärkung der Digitalen Souveränität der 

Öffentlichen Verwaltung beschlossen [IT-PLR Beschluss Nr. 2021/09]. 

2. Als eine zentrale Maßnahme ist im Rahmen der Strategie die Etablierung einer 

„zentralen, koordinierenden Stelle zur Förderung von Open Source Software (OSS) in 

der öffentlichen Verwaltung“ vorgesehen. 

3. Die Schwerpunktagenda des Beauftragten der Bundesregierung für 

Informationstechnik (BfIT) sieht die Prüfung des Aufbaus einer neuen Organisation – 

eines Zentrums für Digitale Souveränität/ZenDiS (Arbeitstitel) – als zentraler Stelle zur 

Schaffung von „skalierbaren Lösungen durch Marktbeobachtung und neue 

Zusammenarbeitsmodelle, u.a. durch Einbringung in Entwicklungsprozesse“ vor. 

4. Auch in der „Datenstrategie der Bundesregierung“ (Kabinettfassung, 27. Januar 2021, 

S. 51) wird die Schaffung organisatorisch-struktureller Grundlagen zur Sicherstellung 

der langfristigen Verfügbarkeit alternativer und zukunftsfähiger Open-Source-

Anwendungen (Arbeitstitel ZenDiS) als Maßnahme genannt. 

5. Mit IT-Ratsbeschluss Nr. 2020/05 wurde BMI beauftragt unter enger Einbindung von 

BMF, BMVg und AA „mögliche Alternativen zur Auflösung der Abhängigkeiten von der 

Fa. Microsoft“ zu erarbeiten. In diesem Kontext sind explizit europäische Lösungen 

und Open-Source-Ansätze zu berücksichtigen. Um die Entwicklung und Verfügbarkeit 

moderner, leistungsfähiger und skalierbarer OSS-Alternativlösungen für die 
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Öffentliche Verwaltung auch langfristig sicherzustellen, wird mittelfristig eine 

organisatorische Einheit benötigt.   

6. Auf Grundlage dieser strategischen Entscheidungen/ Rahmenbedingungen hat das 

BMI unter Einbindung von Bund und Ländern ein Organisationskonzept entwickelt, 

das Zielbild und Kernaufgaben der genannten Organisation (Arbeitstitel: ZenDiS) in 

einer ersten Ausbaustufe skizziert sowie erste Vorüberlegungen zu Finanzierung und 

Governance zusammenfasst.  

7. Gemäß den vorliegenden Beschlüssen soll der Fokus des ZenDiS (Arbeitstitel) in einer 

ersten Ausbaustufe auf die Förderung von OSS in der Öffentlichen Verwaltung 

ausgerichtet sein. In späteren Ausbaustufen ist eine Erweiterung des 

Aufgabenspektrums vorgesehen, um weitere Bausteine der Digitalen Souveränität zu 

adressieren. 

8. Bund und Länder sehen mehrheitlich die Notwendigkeit zur Schaffung einer zentralen 

Stelle zur Förderung von OSS in der Öffentlichen Verwaltung. Offene Fragestellungen 

betreffen im Wesentlichen zukünftige Ausbaustufen sowie die Rechtsform, 

Governance und Finanzierung der Organisation. 

9. Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Konferenz der IT-Beauftragten der Ressorts 

dem IT-Rat folgenden 

Beschluss Nr.  [2021/05]: 

1. Der IT-Rat bestätigt die grundsätzliche Notwendigkeit zur Etablierung eines Zentrums 

für Digitale Souveränität (ZenDiS, Arbeitstitel) für die Verwaltung. In einer ersten 

Ausbaustufe soll ZenDiS (Arbeitstitel) gemäß den skizzierten Zielen und Aufgaben 

(vgl. Organisationskonzept – Zentrum für Digitale Souveränität (1. Ausbaustufe)) eine 

zentrale, koordinierende Stelle zur Förderung von Open Source Software (OSS) in der 

öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. Perspektivisch ist das Aufgabenfeld des 

ZenDiS (Arbeitstitel) in späteren Ausbaustufen zu erweitern, um weitere Bausteine der 

Digitalen Souveränität zu adressieren.  

2. Das BMI wird gebeten, das vorliegende Organisationskonzept für die erste 

Ausbaustufe auf Basis einer ergebnisoffenen Rechtsform- und 
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Wirtschaftlichkeitsanalyse weiter zu detaillieren und dabei insbesondere die mögliche 

Einbindung von Ländern/ Kommunen im Hinblick auf Governance und Finanzierung 

der zukünftigen Organisation vorbehaltlich verfügbarer Haushaltsmittel zu prüfen. Bei 

der Analyse sind die haushaltsrechtlichen Vorgaben (insbesondere § 65 BHO und 

Besserstellungsverbot) zu beachten. 

3. Parallel wird das BMI gebeten, zukünftige Ausbaustufen des ZenDiS (Arbeitstitel) auf 

Grundlage der beschlossenen Strategie zur Stärkung der Digitalen Souveränität zu 

skizzieren. 

4. Der IT-Rat betont die ebenenübergreifende strategische Relevanz des gemeinsamen 

Vorhabens und bittet das BMI im Rahmen der weiteren konzeptionellen Ausgestaltung 

Bund, Länder und Kommunen kontinuierlich einzubinden.  

5. Der IT-Rat weist zudem darauf hin, dass im Rahmen der weiteren Ausgestaltung des 

ZenDiS (Arbeitstitel) sicherzustellen ist, dass Schnittstellen zur NMO und zum 

zentralen IT-Dienstleister des Bundes berücksichtigt sind.  

6. Der Beschluss wird veröffentlicht. 

 


